
  

Januar 2012

Einstweiliger Rechtsschutz bei einmaligen Einkünften eines psychisch kranken
Menschen

27.01.2012  

 

Das LSG Stuttgart hat in einer Eilentscheidung einen Beschluss des SG Freiburg aufgehoben und einem
Bezieher von Grundsicherungsleitungen nach dem 4. Kapitel des SGB XII Leistungen zugesprochen. Der
Betroffene hatte eine Erstattung von rund 5.000 € aus überzahlten Krankenversicherungsbeiträgen
erhalten. Davon lebte er zwei Monate lang und kaufte ansonsten einige Musikinstrumente. Erst vier
Monate später teilte das Sozialamt mit, dass er die Erstattung nach dortiger Auffassung auf ein Jahr
strecken müsse. Das LSG hat nun entschieden, dass das…

Weiterlesen … Einstweiliger Rechtsschutz bei einmaligen Einkünften eines psychisch kranken Menschen

Rechtsschutz gegen überlange Verfahrensdauer
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Im Dezember 2011 trat endlich das Gesetz zum Rechtsschutz bei überlangen Verfahren in  Kraft [Infos].
Jetzt kann man "Verzögerungsrüge" erheben, wenn ein Verfahren zu lange dauert. Ein Verfahren vor dem
Sozialgericht sollte nach unserer Auffassung im Regelfall nach einem halben Jahr abgeschlossen sein. Der
Europäische Gerichtshof für Menschenrechte wird voraussichtlich sehr genau beobachten, welche
Auswirkungen das neue Gesetz haben wird.

Weiterlesen … Rechtsschutz gegen überlange Verfahrensdauer

Grundsicherung und Unterkunftskosten in Freiburg
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Die Stadt Freiburg hat in einer Pressemitteilung vom 22.12.2011 zugesichert, die neuen und deutlich
erhöhten "Mietobergrenzen" für Grundsicherungsempfänger ("Hartz IV", Sozialhilfe und
Asylbewerberleistungsgesetz) von Amts wegen rückwirkend zum 1.1.2010 zu berücksichtigen. Das
Problem betrifft wahrscheinlich eine vierstellige Zahl von Haushalten. Wer für die Miete weniger Geld
vom Jobcenter oder vom Sozialamt bekommt, als er bezahlen muss, kann nun fordern, dass rückwirkend
die neuen "Mietobergrenzen" beachtet werden. Das bedeutet im Regelfall, dass es zu einer Nachzahlung
für den Zeitraum ab 1.1.2010…

Weiterlesen … Grundsicherung und Unterkunftskosten in Freiburg
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